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1.  Planungsanlass 

Die Gemeinde Reppenstedt verfügt über ein Gewerbegebiet südlich der Lüneburger Landstraße im 

Geltungsbereich des B-Plans Nr. 13 von 1990 inklusive der 1.-4. Änderung. In dem bestehenden Ge-

werbegebiet gibt es kaum Möglichkeit für die Neuansiedlung von Betrieben. Zudem haben die ansäs-

sigen Betriebe derzeit nur beschränkte Möglichkeiten, im Rahmen von Betriebserweiterungen neue 

Flächen in Anspruch zu nehmen. Eine Interessentenabfrage der Gemeinde im bestehenden Gewerbe-

gebiet und bei weiteren Gewerbetreibenden ergab einen Bedarf an zusätzlichen Gewerbeflächen. Zu-

dem möchte die Mobilitäts- und Infrastrukturgesellschaft des Landkreises Lüneburg GmbH (MOIN) ei-

nen Busbetriebshof in der Gemeinde errichten, um die neu zu beschaffenden elektrobetriebenen 

Busse für den Landkreis Lüneburg zu bewirtschaften. 

Um diesem Bedarf nach zusätzlichen Gewerbeflächen zu begegnen, beabsichtigt die Gemeinde die 

Erweiterung des bestehenden Gewerbegebietes südlich der Lüneburger Landstraße auf Flächen zwi-

schen dem Gebiet des Sportparks und dem bestehenden Gewerbegebiet.  

Darüber hinaus möchte die Gemeinde Flächen für Freiflächen-Photovoltaikanlagen (Freiflächen-PVA) 

einschließlich eines Umspannwerks zur Verfügung stellen. Der erzeugte Strom soll vorrangig im Ge-

werbegebiet selbst genutzt werden. Mit dem Ausbau von Freiflächen-PVA wird ein Beitrag zum erfor-

derlichen Ausbau der erneuerbaren Energien im Sinne der bundesweiten Ausbauziele geleistet. 

Für die Ausweisung neuer Gewerbeflächen und Flächen für Photovoltaik ist die Aufstellung eines Be-

bauungsplans (B-Plans) und eine entsprechende Änderung des Flächennutzungsplans (FNP) erforder-

lich. Folglich wird parallel zu dieser 56. Änderung des Flächennutzungsplans der Bebauungsplan Nr. 43 

„Gewerbe, Energie und Mobilität“ durch die Gemeinde Reppenstedt aufgestellt. 

2. Lage des Plangebietes / Bestand 

Das Plangebiet liegt in der Gemeinde Reppenstedt südlich des zentralen Siedlungsbereiches an der 

südlichen Gemeindegrenze. Es grenzt im Westen an den Sportpark und Nordwesten an die L 216. Im 

Osten grenzt das Plangebiet an einen Gartenbaubetrieb, das bestehende Gewerbegebiet und landwirt-

schaftliche Flächen. Nördlich und südlich befindet sich Wald und landwirtschaftliche Flächen. Im Süden 

grenzt das Stadtgebiet der Hansestadt Lüneburg. Im Osten verläuft eine 110 kV-Leitung der Deutschen 

Bahn (DB) und im Süden eine 380 kV-Leitung der TenneT TSO GmbH mit einer mitgeführten 110 kV-

Leitung der Avacon Netz GmbH.  

Das Plangebiet ist ca. 23,75 ha groß. Es umfasst überwiegend landwirtschaftliche Flächen, auf denen 

vereinzelte Gehölzstrukturen vorhanden sind. Im Süden wird eine ehemalige Hofstelle in das Gebiet 

mit einbezogen und rückgebaut. Im Südwesten befindet sich eine stillgelegte Sandgrube, die für die 

Entwässerung genutzt werden soll. Im Westen wird die Straße Am Sportpark und im Osten ein Teil des 

Böhmsholzer Weges als bestehende Straßenverkehrsfläche in das Plangebiet einbezogen und weiter-

entwickelt. Das Plangebiet ist derzeit über den Böhmsholzer Weg erschlossen, der auf Höhe des Plan-

gebietes als Fahrradstraße beschildert ist und im Norden in die L 216 mündet. Außerdem ist das Gebiet 

von Westen über einen Wirtschaftsweg erschlossen, der an die Straße Am Sportpark anschließt, wel-

che im Norden ebenfalls auf die L 216 führt.  
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Abbildung 1: Luftbild mit Lage des Plangebietes, ohne Maßstab (Quelle: Google Earth, © 2022 GeoBasis-DE/BKG, 

GeoContent, Maxar Technologies, Kartendaten, Zugriff: November 2024)  
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3. Planungsvorgaben 

3.1. Ziele der Landesplanung  

  

Abbildung 2: Ausschnitt aus dem Landesraumordnungsprogramm Änderung 2022, Lage des Plangebietes ge-

kennzeichnet durch roten Kreis, ohne Maßstab (Quelle: Niedersächsische Landesregierung)  

Nach § 1 Abs. 4 BauGB sind Bauleitpläne den Zielen der Raumordnung anzupassen. Die Ziele, Grund-

sätze und sonstigen Erfordernisse der Raumordnung, die für das Plangebiet gelten, ergeben sich aus 

dem Landesraumordnungsprogramm (LROP) Niedersachsen, Neubekanntmachung 2017, der Ände-

rung des LROP 2022 und dem Regionalen Raumordnungsprogramm (RROP) 2003 2. Änderung 2016 

des Landkreises Lüneburg.  

Die 2. Änderung des LROP enthält für das Plangebiet keine Darstellungen. Südlich an das Gebiet an-

grenzend werden überlagernd die Vorranggebiete Natura 2000 und Biotopverbund dargestellt.  

Die Neubekanntmachung des LROP von 2017 stellt im Bereich der 380 kV Bestandsleitung ein Vor-

ranggebiet Leitungstrasse dar. Dieses gilt weiterhin.  

Die 2. Änderung des LROP formuliert in Kapitel 4.2.2 07, dass raumbedeutsame Planungen und Maß-

nahmen außerhalb von Vorranggebieten die Leitungen in den Vorranggebieten Leitungstrasse nicht 

beeinträchtigen dürfen. Das Vorranggebiet ist auf Ebene der Bebauungsplanung zu beachten. 

Die südlich angrenzenden Vorranggebiete Natura 2000 und Biotopverbund werden durch die Pla-

nung nicht beeinträchtigt. Der an das Plangebiet angrenzende Bereich des Naturschutzgebiets ist 

durch die vorhandenen Freileitungs-Stromtrassen vorbelastet. Durch die Einhaltung eines Waldab-

standes und Planung von Maßnahmenflächen in diesem Bereich wird auch ein Abstand gegenüber 

dem FFH-Gebiet und dem NSG hergestellt. 
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Abbildung 3: Ausschnitt aus der Anlage 6 der Verordnung zur Änderung der LROP-Verordnung, Stand März 2025, 

Lage des Plangebietes gekennzeichnet durch roten Kreis, ohne Maßstab (Quelle: Niedersächsische Landesregie-

rung)  

Derzeit wird das LROP fortgeschrieben. Am 08.04.2025 hat die Niedersächsische Landesregierung 

den ersten Entwurf zur Beteiligung freigegeben. Anlage 6 der Verordnung zur Änderung der LROP-

Verordnung mit dem Stand März 2025 enthält eine zeichnerische Darstellung der einzufügenden Vor-

ranggebiete. Die Karte stellt für das Plangebiet eine zweite Leitungstrassen dar. Dabei handelt es sich 

um die Ostniedersachsenleitung der TenneT, die zwischen der Elbe (Landesgrenze Schleswig-Hol-

stein/Niedersachsen) und Wahle. Im Bereich des Plangebietes handelt es sich um den nördlichen 

Trassenabschnitt, der 2024 im Rahmen einer Raumverträglichkeitsprüfung landesplanerisch festge-

stellt wurde. Die Planfeststellungsunterlagen wurden am 20.06.2025 digital eingereicht.  

Im Entwurf der Verordnung (VO) zur Änderung der LROP-VO (Stand März 2025) wird in Abschnitt 

4.2.1 Ziffer 1 die Sätze 5 und 6 durch einen neuen Satz 5 ersetz. Dieser beschreibt, dass der Ausbau 

der Windenergie und der Leitungsnetze nicht durch PV nicht behindert werden soll. Dies ist auf Be-

bauungsplanebene sicherzustellen.  

Südlich angrenzend wird ein Biotopverbund dargestellt, dessen Abgrenzung sich im Bereich des Plan-

gebietes jedoch nicht verändert hat.   
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3.2. Regionales Raumordnungsprogramm 

 

Abbildung 4: Ausschnitt aus dem RROP 2003 2. Änderung 2016 des Landkreises Lüneburg, Lage des Plangebietes 

gekennzeichnet durch weißen Kreis, ohne Maßstab (Quelle: Landkreis Lüneburg).  

Zurzeit gilt für den Bereich des Plangebietes das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) 2003 2. 

Änd. 2016 des Landkreises Lüneburg.  

Die Gemeinde Reppenstedt wird im RROP als Grundzentrum und Standort mit der Schwerpunktauf-

gabe „Sicherung und Entwicklung von Wohnstätten“ dargestellt. Laut dem Planzeichenkatalog „Plan-

zeichen in der Regionalplanung – Arbeitshilfe“ des Niedersächsischen Landkreistages (NLT) von Juli 

2024 sollen Grundzentren u.a. über ein standortgebundenes Eigenpotenzial an Arbeitsplätzen und ein 

zeitgemäßes Angebot an Diensten, Geschäften und Betrieben verfügen. Die Gemeinde Reppenstedt 

hat zuletzt 1983 neue gewerbliche Flächen ausgewiesen. Angesichts einer seit diesem Zeitpunkt ge-

stiegenen Bevölkerungszahl und der Veränderung zeitgemäßer Anforderungen, dient die Ausweisung 

neuer gewerblicher Flächen der Sicherung des Eigenpotenzials an Arbeitsplätzen sowie eines zeitge-

mäßen Angebotes. Mit der Ausweisung neuer gewerblicher Flächen wird auf den Bedarf der Gewer-

betreibenden in der Gemeinde sowie auf den Bedarf des Ausbaus erneuerbarer Energien reagiert.  

Damit folgt die Gemeinde auch ihrer Aufgabe innerhalb der Samtgemeinde.  
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Nach Kapitel 2.1 Nr. 20 des RROP gilt bei der Ausweisung von Industrie- und Gewerbegebieten der 

Grundsatz der dezentralen Konzentration. Die Sicherung und Ausweisung soll dort erfolgen, wo bezo-

gen auf die Anforderungen besondere Standortvorteile entstehen oder geschaffen werden. Die de-

zentrale Konzentration im LK Lüneburg zielt auf eine Stärkung des polyzentrischen Systems und die 

Entlastung des Oberzentrums Lüneburg ab. Die Planung folgt diesem Grundsatz, indem sie das Eigen-

potenzial an Arbeitsplätzen und ein zeitgemäßes Angebot für das Grundzentrum Reppenstedt fördert.  

Für den geplanten Busbetriebshof der MOIN GmbH besteht ein überörtlicher Bedarf. Der Standort soll 

als Betriebsstandort für mehrere Buslinien dienen und fungiert als Start- und Endpunkt der durch die 

MOIN betriebenen Linien. Ein weiterer Vorteil des Standorts liegt darin die Energieversorgung für die 

Elektrobusse vor Ort sicherzustellen. 

Im Rahmen der Standortprüfung zeigte sich, dass die vorgesehene Fläche aufgrund ihrer Lage und ver-

kehrlichen Anbindung besonders geeignet ist. Sie weist eine gute Anbindung an das überörtliche Stra-

ßennetz auf und liegt in räumlicher Nähe zu bestehenden gewerblichen Nutzungen. Zudem ist der Be-

reich durch vorhandene Hochspannungsfreileitungen bereits vorbelastet, wodurch die Empfindlichkeit 

des Landschaftsbildes gegenüber weiteren technischen Nutzungen reduziert ist. Vergleichbare 

Standortqualitäten konnten im Gemeindegebiet nicht gefunden werden. Die PV-Flächen sollen für die 

Bedarfe des Busbetriebshofs genutzt werden und den vor Ort produzierten Strom für die Elekto-Busse 

zur Verfügung stellen.  

Neben der Nutzung durch den Busbetriebshof sind weitere gewerbliche Flächen vorgesehen. Eine 

durchgeführte Interessentenabfrage bei ansässigen und potenziellen Gewerbebetrieben hat einen 

entsprechenden Bedarf an gewerblichen Bauflächen bestätigt. Die Planung dient damit sowohl der 

Deckung des überörtlichen Bedarfs für den Busbetriebshof als auch der Deckung des örtlichen bzw. 

samtgemeindeweiten Bedarfs an gewerblichen Flächen. 

Im RROP ist das Plangebiet teilweise als Vorbehaltsgebiet Rohstoffgewinnung für Kies und Kiessand, 

Vorbehaltsgebiet Erholung und Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft aufgrund hohen Ertragspotenzials ge-

kennzeichnet. Zudem werden die 380 kV- und 110 kV-Freileitung dargestellt, die durch das Plangebiet 

verlaufen. Im Süden und Nordosten ragt das Gebiet in ein Vorranggebiet Trinkwasserschutz hinein. Im 

Süden ragt das Plangebiet zudem in ein Vorbehaltsgebiet Fortwirtschaft und an ein Vorranggebiet Na-

tura 2000. Der Böhmsholzer Weg ist als regional bedeutsamer Radwanderweg dargestellt.  

Laut dem RROP sind in Vorbehaltsgebieten Rohstoffgewinnung die Aufsuchung, Erschließung und Ge-

winnung gesamtwirtschaftlich bedeutsamer oberflächennaher und tiefer liegender Rohstoffe zur De-

ckung des künftigen Rohstoffbedarfs und für die Energieversorgung zu sichern und nach Möglichkeit 

bedarfsnah abzubauen. Auf den Flächen des Plangebietes hat bereits ein Abbau oberflächennaher 

Rohstoffe stattgefunden. Die entsprechenden Flächen wurden verfüllt und werden derzeit landwirt-

schaftlich genutzt. Die Flächen werden daher für den Abbau nicht mehr benötigt und stehen für die 

nun vorgesehene Nutzung zur Verfügung. Der Erweiterung des bestehenden Gewerbegebietes durch 

die Ausweisung neuer Gewerbeflächen kann somit Vorrang eingeräumt werden.  

Zu Vorbehaltsgebiet Erholung formuliert das RROP, dass die landschaftsgebundene Infrastruktur nach 

Art, Erscheinungsbild, Umfang und Nutzungsintensität den landschaftlichen Gegebenheiten anzupas-

sen ist. Bei Entwicklungsmaßnahmen ist die ökologische Belastungsgrenze zu berücksichtigen. Bei den 

Flächen im Plangebiet handelt es sich überwiegend um landwirtschaftliche Flächen, die bestehenden 

Gehölzstrukturen bleiben zum Teil erhalten. Durch die 100 kV- und 380 kV-Hochspannungsleitungen, 
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den geplanten Parallelneubau einer weiteren 380 kV-Leitung durch die TenneT und das im Nordosten 

bestehende Gewerbegebiet besteht bereits eine Vorbelastung des Landschaftsbildes. Der landschafts-

gebundene Erholungswert ist durch diese Faktoren bereits stark beeinträchtigt. Der Entwicklung von 

Gewerbeflächen angrenzend an ein bestehendes Gewerbegebiet kann daher Vorrang gegeben wer-

den.  

Das RROP formuliert zu Vorbehaltsgebieten Landwirtschaft, dass die für die landwirtschaftliche Boden-

nutzung besonders gut geeigneten Böden nur im notwendigen Umfang für andere raumbeanspruchen-

den Planungen und Maßnahmen in Anspruch genommen werden sollen. Da die Böden im Plangebiet 

eine sehr geringe Ertragsfähigkeit aufweisen (siehe Abbildung 5), kann der Ausweisung neuer Gewer-

beflächen angrenzend an ein bestehendes Gewerbegebiet Vorrang eingeräumt werden.   

 

Abbildung 5: Bodenfruchtbarkeit (Ertragsfähigkeit), mit Lage des Plangebietes (roter Kreis), ohne Maßstab, 

(Quelle: Niedersächsisches Umweltportal, © GeoBasis-DE/LVermGeo SH/CC BY 4.0, Zugriff November 2024) 

Zu den dargestellten Freileitungen formuliert das RROP keine Grundsätze und Ziele.  

Bei den Vorranggebieten Trinkwassergewinnung handelt es sich gemäß textlicher Fassung des RROP 

um Einzugsgebiete vorhandener Wassergewinnungsanlagen. Die Umweltkarten des Landes Nieder-

sachsen weisen die beiden im RROP dargestellten Vorranggebiete jedoch nicht als Trinkwassergewin-

nungsgebiete aus. Die Entwürfe für die Neuaufstellung des RROP 2025 sehen in dem Bereich des Plan-

gebietes zudem keine Vorranggebiete Trinkwassergewinnung mehr vor. 

Zu Vorbehaltsgebieten Forstwirtschaft formuliert das RROP, dass dieses größtenteils vorhandene Wäl-

der überdeckt. Der Wald innerhalb der Vorbehaltsgebiete ist in seinem gegenwärtigen Ausmaß zu si-

chern und wo möglich und nötig zu vermehren. Durch die Ausweisung neuer gewerblicher Bauflächen 

und Flächen für Photovoltaik wird die Sicherung der bestehenden Waldflächen nicht negativ beein-

trächtigt. Eine Entwicklung der Waldfläche in dem Bereich, in dem sich VB Forstwirtschaft und die Vor-

habenfläche überschneiden, ist bereits durch die bestehende und geplante 380 kV-Freileitung nicht 

möglich. Der Entwicklung von Gewerbe und Photovoltaik kann daher Vorrang eingeräumt werden.  

Zum Vorranggebiet Natura 2000 formuliert das RROP, dass raumbedeutsame Planungen und Maßnah-

men, die Auswirkungen auf die Erhaltungsziele eines Gebietes von gemeinschaftlicher Bedeutung 
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haben können, nur unter den Voraussetzungen des § 34 c Niedersächsisches Naturschutzgesetz 

(NNatG) zulässig sind. Die Planung hat keine Auswirkung auf die Erhaltungsziele des Natura 2000 Ge-

bietes.  

Der überregionale Radwanderweg wird im Bereich des Böhmsholzer Weges durch die geplante Dar-

stellung als Gewerbegebiet und Straßenverkehrsfläche nicht eingeschränkt. Der Radwanderweg ist auf 

Ebene des Bebauungsplans zu sichern.  

Der Entwurf formuliert zum Vorbehaltsgebiet Biotopverbund, dass diese Flächen in ihrer Funktion als 

Suchräume für vernetzende Elemente gesichert und entwickelt werden sollen. Dieser Grundsatz ist auf 

Ebene des Bebauungsplanes zu beachten.  

Im Vorranggebiet Leitungstrasse ist auf Bebauungsplanebene eine Vereinbarkeit mit der Nutzung her-

zustellen. Auf Grund des Maßstabes des Flächennutzungsplans steht die Darstellung von Flächen für 

Photovoltaik steht dem Vorrang nicht entgegen.   

 

 

Abbildung 6: Ausschnitt aus dem 2. Entwurf des RROP 2025 des Landkreises Lüneburg (Stand: Januar 2026), Lage 

des Plangebietes gekennzeichnet durch schwarzen Kreis, ohne Maßstab (Quelle: Landkreis Lüneburg) 

Derzeit findet die Neuaufstellung des Regionalen Raumordnungsprogramms 2025 statt. Der 3. Entwurf 

des RROP 2025 mit Stand Januar 2026 enthält gegenüber dem derzeit geltenden RROP mehrere Ände-

rungen. Im Gegensatz zum geltenden RROP stellt der 3. Entwurf des RROP 2025 im Bereich des Plan-

gebietes ein Vorbehaltsgebiet Biotopverbund dar. Das Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft wird nicht 

mehr auf Grund der Ertragsfähigkeit, sondern aufgrund besonderer Funktionen festgelegt. Das Vorbe-

haltsgebiet landschaftsbezogene Erholung erstreckt sich nicht mehr über das Plangebiet, sondern 
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grenzt nur noch im Süden und Südwesten an dieses an. Südlich des Plangebietes wird zusätzlich zum 

VR Natura 2000 auch ein Vorranggebiet Natur und Landschaft dargestellt. Neben den bestehenden 

110 kV- und 380 kV-Leitungen werden auch die geplante 380 kV-Leitung und Umverlegung der beste-

henden Freileitung als VR ELT-Leitungstrasse dargestellt. Das VR regional bedeutsamer Radwanderweg 

im Bereich des Böhmsholzer Weges bleibt bestehen. Das im 1. Entwurf des RROP 2025 dargestellte 

Vorranggebiet Rohstoffgewinnung für Sand wurde gestrichen und wird seit dem 2. Entwurf nicht mehr 

dargestellt. Das Beteiligungsverfahren zum 3. Entwurf wurde im Februar 2026 abgeschlossen. 

 

3.3. Entwicklungskonzept zur Standortwahl von Photovoltaik-Freiflächenanlagen  

 

Abbildung 7: Ausschnitt aus dem Entwicklungskonzept zur Standortwahl von Photovoltaik-Freiflächenanlagen 

der Samtgemeinde Gellersen, mit Lage des Plangebietes (roter Kreis), kein Maßstab (Quelle: Planungsbüro PATT) 

Der Niedersächsische Landkreistag (NLT) und der Niedersächsische Städte- und Gemeindebund (NSGB) 

haben im Oktober 2022 Hinweise und Empfehlungen aus der Perspektive der Raumordnung veröffent-

licht. Darin wird festgestellt, dass Freiflächen-PVA verschiedene Auswirkungen auf Raum, Umwelt und 

vor allem auf das Landschaftsbild haben. Da die Politik den Zubau von PV-Anlagen festgelegt hat, soll 

auch der Zubau von Freiflächen-PVA gesteuert werden. Diese Steuerung erfolgt durch die Bauleitpla-

nung.  

Neben diesem formalen Instrument können Städte und Gemeinden jedoch auch informelle und ver-

gleichsweise schnell umsetzbare Steuerungsansätze einsetzen mit dem Ziel, nicht nur auf Investiti-
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onsanfragen zu reagieren, sondern vorab zu strukturieren, wo und ggf. auch in welchem Umfang Frei-

flächen-PVA ermöglicht werden sollen.   

Dies ist einerseits über die vorgeschlagenen Kriterienkataloge möglich, die politisch beraten und be-

schlossen werden können, andererseits über Standortkonzepte, in denen Potenzialflächen ermittelt 

werden.  

In Berücksichtigung der Hinweise und Empfehlungen des NLT und NSGB hat die Samtgemeinde Geller-

sen ein Entwicklungskonzept zur Standortwahl von Freiflächen-PVA entwickelt, um geeignete Gebiet 

in der Samtgemeinde zu ermitteln. Die Standortanalyse erfolgt anhand von Ausschluss- und Abwä-

gungskriterien, die auf der Grundlage des RROP, der Schutzgebietskulisse, vorhandenen und geplanten 

Wohnnutzungen und der Bodenertragsfähigkeit definiert werden. Das Konzept stellt die Flächen des 

Plangebietes als bedingt geeignet für Photovoltaik dar. Grundlage für diese Einschätzung sind das Vor-

behaltsgebiet Rohstoffgewinnung für Kies und Sand, Vorbehaltsgebiet Erholung und Vorbehaltsgebiet 

Landwirtschaft aufgrund hohen Ertragspotenzials. Dabei handelt es sich um Belange, bei denen im 

Einzelfall abzuwägen ist, ob sie der Entwicklung von Freiflächen-PVA entgegenstehen. Da im Plangebiet 

die oberflächennahen Rohstoffe bereits abgebaut wurden, die Flächen über eine sehr geringe Ertrags-

fähigkeit verfügen und eine Vorbelastung des Landschaftsbildes durch die bestehenden und geplanten 

Freileitungen besteht, kann der Entwicklung von Freiflächen-PVA Vorrang eingeräumt werden.  

3.4. Wirksamer Flächennutzungsplan 

 

Abbildung 8: Ausschnitt aus dem wirksamen Flächennutzungsplan mit Lage des Plangebietes (rot umrandet), 

ohne Maßstab  
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Der wirksame Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Gellersen stellt das Plangebiet hauptsächlich 

als Fläche für die Landwirtschaft dar. Eine Fläche im Westen des Plangebietes wird als Fläche für Ab-

grabungen oder Gewinnung für Bodenschätze dargestellt. Im Bereich der Straße Am Sportpark im 

Nordwesten stellt der FNP Grünflächen und Flächen für die Wasserwirtschaft dar, im Bereich des Böh-

msholzer Weges werden landwirtschaftliche Flächen dargestellt. Zudem stellt der FNP eine Straßen-

verkehrsfläche mit der Beschreibung „Mögliche Südumgehung im Zuge der L 216“ dar, die im Norden 

durch das Plangebiet verläuft. 

Quer über die Flächen verlaufend werden zwei 110 kV-Leitungen dargestellt, die durch die Deutsche 

Bahn (DB) und die Nordwestdeutsche Kraftwerke (NWK) betrieben werden, wobei die Leitung der 

NWK nicht mehr besteht.  

Westlich angrenzend stellt der FNP Flächen für Sport- und Spielanlagen und eine öffentliche Straßen-

verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung „Parkplatz“ dar. Nördlich und südlich des Plangebietes wird 

Wald und ebenfalls im Norden eine Grünfläche mit der Zweckbestimmung „Erweiterungsflächen“ dar-

gestellt. Im Nordosten grenzt das Plangebiet an das bestehende Gewerbegebiet, welches im FNP als 

gewerbliche Baufläche dargestellt wird.  

Parallel zur 56. Änderung des Flächennutzungsplans der Samtgemeinde Gellersen stellt die Gemeinde 

Reppenstedt den B-Plan Nr. 43 auf. Die Änderungen werden im Parallelverfahren durchgeführt.   

3.5. Leitungen im Plangebiet 

Durch das Plangebiet verläuft von Norden nach Osten eine 110 kV-Leitung der Deutschen Bahn.  

Im Süden des Plangebiets verläuft eine 380 kV-Leitung der TenneT mit einer mitgeführten 110 kV-

Leitung der Avacon. 

Die TenneT TSO GmbH plant parallel zur bestehenden Leitung den Bau einer neuen 380 kV-Leitung 

zwischen der Elbe (Landesgrenze Schleswig-Holstein/Niedersachsen) und Wahle bei Braunschweig. 

Der nördliche Teilabschnitt dieser Ostniedersachsenleitung verläuft südlich durch das Plangebiet. In 

diesem Bereich sieht die Leitungsplanung eine Umverlegung der bestehenden 380 kV-Freileitung und 

110 KV-Freileitung sowie den Parallelneubau der Ostniedersachsenleitung vor.  

Die Raumverträglichkeitsprüfung wurde mit Erteilung der Landesplanerischen Feststellung am 

01.10.2024 abgeschlossen und bestätigt. Die Planfeststellungsunterlagen wurden am 20.06.2025 digi-

tal eingereicht.  Die Offenlage der Unterlagen und damit das offizielle Planfeststellungsverfahren findet 

bis Ende April 2026 statt.  

Weitere Leitungen, Drainageleitungen o.ä. sind nicht bekannt. 

3.6. Archäologie 

Im Planbereich sind keine archäologischen Denkmale bekannt. Wenn während der Erdarbeiten Funde 

oder auffällige Bodenverfärbungen entdeckt werden, ist die Denkmalschutzbehörde zu benachrichti-

gen und die Fundstelle bis zum Eintreffen der Fachbehörde zu sichern (siehe § 14 Niedersächsisches 

Denkmalschutzgesetz). Bei Funden ist die Untere Denkmalschutzbehörde – Landkreis Lüneburg, Denk-

malpflegeamt, Auf dem Michaeliskloster 8, 21335 Lüneburg, zu informieren. 
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3.7. Starkregen 

 

Abbildung 9: Ausschnitt aus der Starkregengefahrenkarte (Überflutungstiefen außergewöhnlich) des Bundes-

amts für Kartographie und Geodäsie mit Darstellung des Plangebietes (rot umrandet), ohne Maßstab (Quelle: 

Geoportal Landkreis Lüneburg) 

Die Starkregengefahrenkarte enthält mögliche Starkregenszenarien auf Basis von Simulationsergeb-

nissen. Die obige Karte stellt die maximale Überflutungstiefe für ein außergewöhnliches Ereignis (100-

jährlich) dar. Mittig im Plangebiet stellt die Karte Überflutungstiefen von 10 bis < 100 cm dar. Entlang 

der Zufahrt im Westen, Böhmsholzer Weges im Osten und punktuell innerhalb des Plangebietes wer-

den Überflutungstiefen von 10 bis < 50 cm dargestellt. Die möglichen Überflutungstiefen sind auf 

Ebene der Bebauungsplanung zu beachten.  

3.8. Kampfmittel 

Über eine Belastung mit Kampfmitteln ist nichts bekannt. Eine Kampfmittelauswertung wurde bereits 

beim Landesamt für Geoinformation und Landesvermessung Niedersachsen durchgeführt. Ein Kampf-

mittelverdacht konnte nicht bestätigt werden, nach durchgeführter Luftbildauswertung wird keine 

Kampfmittelbelastung vermutet.  

Die vorliegenden Luftbilder konnten nur auf Schäden durch Abwurfkampfmittel überprüft werden. 

Sollten bei Erdarbeiten andere Kampfmittel (Granaten, Panzerfäuste, Minen etc.) gefunden werden, 

ist umgehend die zuständige Polizeidienststelle, das Ordnungsamt oder den Kampfmittelräumdienst 

des Landes Niedersachsens bei der RD Hameln-Hannover des LGLN zu benachrichtigen. 
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4. Geplante Darstellung 

4.1. Art der baulichen Nutzung 

Die überwiegende Fläche wird als gewerbliche Baufläche dargestellt. Im südlichen Bereich wird ein 

Sondergebiet Photovoltaik (SO Photovoltaik) dargestellt. Südlich und westlich angrenzen werden Maß-

nahmenflächen dargestellt, die der Herstellung der FFH-Verträglichkeit, dem Schutz des Waldrandes 

und dem Biotopverbund dient. Darüber hinaus soll die westliche Fläche für die Regenrückhaltung ge-

nutzt werden. Innerhalb der sich im Westen befindenden Sandgrube wird ein Bereich als mit Altlasten 

belastete Fläche dargestellt.  

Konkretisiert werden die Ziele im parallel aufgestellten B-Plan Nr. 43 „Gewerbe, Energie und Mobili-

tät“.  

4.2. Nachrichtliche Übernahmen und Darstellungen ohne Normcharakter  

Die bestehenden 380 kV- und 110 kV-Freileitungen werden als nachrichtliche Übernahme und die ge-

planten Hochspannungsleitungen als Darstellungen ohne Normcharakter in die Planzeichnung über-

nommen.  

5. Erschließung 

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt im Westen über die Straße am Sportpark und im Osten über 

den Böhmsholzer Weg, über den auch das bestehende Gewerbegebiet Reppenstedt erschlossen wird. 

Beide Straßen binden das Plangebiet an die Lüneburger Landstraße an. Diese gewährleistet eine 

überörtliche Anbindung des Plangebietes. Durch eine zweiseitige Erschließung wird der Begegnungs-

verkehr reduziert.  

Im Rahmen der Planung wurde eine Verkehrsuntersuchung erstellt (Verkehrsuntersuchung zur geplan-

ten Gewerbegebietserweiterung im Bereich Böhmsholzer Weg/ Am Sportpark in der Gemeinde Rep-

penstedt, Zacharias Verkehrsplanungen Büro Dipl.-Geogr. Lothar Zacharias, Hannover, 23.06.2025) 

(siehe Anhang). Dieses schätzt das zukünftige Verkehrsaufkommen im Planungsraum und untersucht 

die Leistungsfähigkeit und Verkehrsqualität für die relevanten Knotenpunkte. Beiden Verkehrsknoten-

punkten wird eine gute Verkehrsqualität attestiert. Die L 216 verfügt im Bereich der Straße Am Sport-

park über eine gesonderte Abbiegespur und muss nicht ausgebaut werden. Der Knotenpunkt Böhms-

holzer Weg / L 216 verfügt über keine gesonderte Abbiegespur. Daher kann es vorkommen, dass der 

Linksabbieger warten muss, bis der Gegenverkehr die Einmündung passiert hat. Dabei können sich 

maximal zwei Kfz hinter dem Abbieger aufstauen. Da der Knotenpunkt jedoch ebenfalls über eine gute 

Verkehrsqualität verfügt, wird auf einen Ausbau verzichtet.  

Das SO 1 wird von Norden über eine Planstraße erschlossen. Die SO 2 und SO 3 werden über das SO 1 

erschlossen. Alternativ kann das SO über den Böhmsholzer Weg erschlossen werden. Das Verkehrs-

aufkommen auf den umgebenden öffentlichen Straßen wird durch die Freiflächen-PVA voraussichtlich 

nicht zunehmen, da es sich dabei um kein verkehrsintensives Vorhaben handelt. Mit Schwerverkehr 

ist nur in der wenige Monate dauernden Bauphase zu rechnen, wenn die Bauteile mit Lkw angeliefert 

werden. Danach werden Fahrzeugbewegungen nur zu Zwecken der Wartungs- und Reparatur-arbeiten 

auftreten.   
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6. Ver- und Entsorgung  

Die Ver- und Entsorgung der gewerblichen Bauflächen soll durch Anschluss an die bestehende Ver- 

und Entsorgungsleitungen im Böhmsholzer Weg sichergestellt werden. Die Leitungen müssen dafür bis 

ins Plangebiet verlängert werden. 

Im SO Photovoltaik sind als notwendige Infrastruktur Verkabelungen erforderlich, die entlang der Rei-

hen an der Unterseite der Module, im Übrigen unterirdisch verlegt werden. Die Verlegung von Erdka-

beln zur Ableitung ist in den gesamten sonstigen Sondergebieten zulässig. Der produzierte Strom wird 

in das öffentliche Netz eingespeist. Im Plangebiet soll durch ein neues Umspannwerk ein neuer Netz-

verknüpfungspunkt mit der Avacon AG geschaffen werden.   

Ein Anschluss des Sondergebietes an die Trinkwasser- und Abwasserentsorgung ist nicht erforderlich. 

Im Sondergebiet Photovoltaik fällt im Zuge des geplanten Vorhabens kein Abwasser an. 

6.1. Oberflächenentwässerung  

Das Büro Baugrundlabor Lüneburg GmbH wurde beauftragt, die relevanten Untergrund- und Grund-

wasserverhältnisse im Projektgebiet zu untersuchen, auf eine dezentrale Versickerung zu bewerten 

und eine gutachterliche Stellungnahme zu formulieren (Baugrundlabor Lüneburg GmbH, 09.05.2025) 

(siehe Anhang).  

Grundwasser wurde bei den Felduntersuchungen im März 2025 lediglich in zwei nördlichen Aufschlüs-

sen ab etwa 2,0 m unter Geländeoberfläche festgestellt. Der Bemessungsgrundwasserstand wird unter 

Berücksichtigung jahreszeitlicher Schwankungen mit +28,5 m NHN angesetzt; lokal ist mit Stauwasser 

bis zur Geländeoberfläche zu rechnen. 

Auf Grundlage der Untersuchung der Untergrund- und Grundwasserverhältnisse hat die Niedersächsi-

sche Landesgesellschaft (NLG) ein Oberflächenentwässerungskonzept erstellt (Siehe Anlage).  

Öffentliche Verkehrsflächen 

Das Niederschlagswasser der öffentlichen Verkehrsflächen wird über straßenbegleitende Mulden er-

fasst und zur Versickerung gebracht. Die Reinigung erfolgt über die belebte Bodenzone, wobei die 

Mulden mit einer 20 cm starken Oberbodenschicht ausgestattet werden. Regenwassermengen, die 

über den Bemessungsregen (5-jährliches Ereignis) hinausgehen, werden dem geplanten Versicke-

rungsbecken zugeleitet und dort versickert. 

Für ein 30-jährliches Regenereignis wurde ein Überflutungsnachweis geführt; dieses Ereignis kann 

nicht vollständig innerhalb der Mulden zurückgehalten werden. Die Entwässerung der Straße „Am 

Sportpark“ wird künftig umgestellt und in die neuen Entwässerungsanlagen des Gewerbegebietes 

integriert; die bisherige Einleitung in das westliche Versickerungsbecken entfällt. 

Gewerbegrundstücke 

Die vorliegende Entwässerungsplanung umfasst die gewerblichen Bauflächen. Im Südosten ist die Er-

richtung eines Batteriespeichers geplant, sie ist nicht Bestandteil der vorliegenden Entwässerungspla-

nung, diese erfolgt durch den zukünftigen Investor. 

Aufgrund der Baugrundverhältnisse ist eine Versickerung nur im östlichen Bereich möglich. Im westli-

chen Bereich wird das Niederschlagswasser auf den Grundstücken zurückgehalten und gedrosselt in 
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den geplanten Regenwasserkanal eingeleitet. Falls erforderlich, ist vor Einleitung eine geeignete Vor-

reinigung vorzusehen, deren Planung und Nachweis durch die jeweiligen Investoren auf Bauantrags-

ebene zu erfolgen hat. 

Da die späteren Grundstückszuschnitte noch nicht feststehen, werden Anschlussleitungen in regel-

mäßigen Abständen vorgerüstet. Das gesammelte Niederschlagswasser wird dem zentralen 

Regenversickerungsbecken in der ehemaligen Sandgrube zugeführt. 

Sondergebiet Photovoltaik 

Im Sondergebiet Photovoltaik versickert das Niederschlagswasser weiterhin dezentral zwischen den 

Modulreihen auf natürlichem Wege. Der Boden- und Wasserhaushalt bleibt dadurch erhalten; zu-

sätzliche Anlagen zur Regenwasserableitung sind nicht erforderlich.  

Ehemalige Sandgrube als Regenversickerungsbecken 

Die stillgelegte Sandgrube im Südwesten des Baugebietes wird künftig als Regenversickerungsbecken 

genutzt. Hier werden die Notüberläufe der öffentlichen Verkehrsflächen sowie die gedrosselten Ab-

flüsse der Gewerbeflächen eingeleitet. Die Reinigung des Niederschlagswassers erfolgt über die be-

lebte Bodenzone; ein Notablauf ist nicht vorgesehen. 

Es wird ausschließlich der nördliche Bereich der Sandgrube als Versickerungsbecken ausgebildet, in 

dem sich auch der Auslauf des Regenwasserkanals sowie der tiefste Sohlenbereich befinden. Das 

technische Bauwerk wird vollständig eingezäunt; eine Toranlage mit Rampe ermöglicht die Zufahrt 

für Unterhaltungsfahrzeuge. 

Belastete Böden werden innerhalb der Sandgrube in nicht versickerungsrelevante Bereiche umgela-

gert, anschließend abgedichtet, mit Oberboden überdeckt und begrünt. Durch regelmäßige Unterhal-

tung wird eine Beschädigung der Abdichtung durch Wurzelwachstum verhindert. 

Aufgrund eines an der östlichen Böschungskante vorhandenen Freileitungsmastes der TenneT wer-

den im weiteren Planungsverlauf ergänzende Böschungsstabilitätsnachweise geführt. 

6.2. Brandschutz und Löschwasserversorgung 

Die Löschwasserversorgung erfolgt über das Wasserwerk Westergellersen und durch die Avacon Was-

ser GMBH von der Übergabestation Reppenstedt über das Wasserwerk Rote Bleiche.  

PV-Anlagen haben eine geringe Brandlast. Dennoch muss eine Löschwasserversorgung gesichert sein. 

Die Versorgung kann sowohl durch Brunnen als auch über Löschwasserkissen sichergestellt werden. 

Im SO Photovoltiak sind ausreichende Fahrgassen für die Feuerwehr gemäß DIN 14090 freizuhalten.   

7. Baugrund und Altlasten 

Zur Beurteilung der Bodenverhältnisse wurden zwei Baugrunduntersuchungen durchgeführt (Bau-

grundlabor Lüneburg GmbH, 10.01.2024) (siehe Anhang). Zudem wurde eine altlastentechnische Un-

tersuchung einer möglichen Konversionsfläche durchgeführt (Baugrundlabor Lüneburg GmbH, 

31.07.2024) (siehe Anhang). 

Die Baugrunduntersuchung für die Flurstücke 35/4, 39 und 40 empfiehlt auf Grund der Weitläufigkeit 

des Projektgebietes und der wechselhaften Untergrundbedingungen für jedes Grundstück im Vorwege 

einer Bebauung an die Planung angepasste Baugrunderkundungen durchzuführen. Aus bodenmecha-

nischer Sicht können künftige nicht unterkellerte und unterkellerte Bebauungen mit Ausnahme der 
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Grubenbereiche flach gegründet werden. Die Ausführung der Gründung hängt dabei von den jeweils 

im Grundrissbereich vorhandenen Hauptbodenarten und deren Beschaffenheit ab. Im Bereich der ver-

füllten Abbaugruben wird die erforderliche Gründung von den Erdbaumaßnahmenbestimmt. Entspre-

chend der aktuell vorliegenden Böden ist für einen gleichmäßigen Lastabtrag mit geringen Setzungen 

für die Hauptgrube eine Tiefgründung auf Pfählen erforderlich, für die nördliche Grube ein tieferge-

hender Bodenaustausch mit Grundwasserhaltung für eine Flachgründung. 

Laut Untersuchung weisen die Auffüllungen der ehemaligen Abbaugruben neben humosen Bestand-

teilen auch Fremdbestandteile auf. Dabei handelt es sich hauptsächlich um Ziegel- und Betonbruch. 

Das Gutachten empfiehlt bei den aufgefüllten Gruben von einer Einstufung in die Einbauklasse Z 2 

auszugehen. Erfahrungsgemäß sind diese Bodenmaterialien einer Entsorgung zuzuführen. In diesem 

Fall werden Untersuchungen gemäß der Deponie-Verordnung erforderlich.  

Die Baugrunduntersuchung für das Flurstück 44/10 kommt zu dem Schluss, dass aus bodenmechani-

scher Sicht künftige nicht unterkellerte und unterkellerte Bebauungen flach gegründet werden kön-

nen. Die Ausführung der Gründung hängt dabei von den jeweils im Grundrissbereich vorhandenen 

Hauptbodenarten und deren Beschaffenheit ab. 

Die Baugrunduntersuchung für das Flurstück 44/10 ergibt keine Altlasten für die untersuchte Fläche.  

Im weiteren Verfahren wurde der Bereich der Sandgrube als mögliche Versickerungsfläche in die Pla-

nung aufgenommen. Für diesen Beriech wurde ebenfalls eine gutachterliche Stellungnahme vom 

Baugrundlabor Lüneburg GmbH erstellt (05.02.2026). Die Untersuchung stellt bei den betrachteten 

Böden eine negative Bodenveränderung im Vergleich zu den ursprünglichen Gegebenheiten fest. An-

getroffen wurden eine bauschuttdurchsetzte Auffüllung und somit umwelttechnische Belastungen. 

Um diesen Bereich als Versickerungsfläche nutzen zu können ist ein Bodenaustausch vorzunehmen. 

Der Bereich für das Becken ist auszukoffern und mit sickerfähigem Sand aufzufüllen.  

8. Immissionsschutz 

Im Rahmen des Bauleitplanverfahrens wurde eine schalltechnische Untersuchung (Bonk-Maire-

Hoppmann GmbH, 17.11.2025) durchgeführt, um die schalltechnische Verträglichkeit der geplanten 

gewerblichen Bauflächen zu prüfen. Dabei wurden insbesondere die Schutzansprüche der nächstge-

legenen Wohnbebauung sowie bestehende Geräuschvorbelastungen durch umliegende gewerbliche 

Nutzungen berücksichtigt. Zusätzlich wurden die Auswirkungen der Planung auf die Verkehrsentwick-

lung und die Straßenverkehrslärmbelastung entlang der L 216 untersucht. 

Die Beurteilung erfolgte auf Grundlage der DIN 18005 (inkl. Beiblatt 1), der TA Lärm sowie der DIN 

45691 zur Lärmkontingentierung. Ergänzend wurden die maßgeblichen Lärmpegelbereiche gemäß 

DIN 4109 ermittelt. 

Hinsichtlich des Gewerbelärms kommt das Gutachten zu dem Ergebnis, dass relevante Vorbelastun-

gen nicht bestehen und die vom Plangebiet ausgehenden Geräuschimmissionen die maßgeblichen 

Orientierungswerte ausschöpfen dürfen. Die zulässige Zusatzbelastung wird an allen untersuchten 

Immissionsorten eingehalten bzw. unterschritten. Zur Sicherstellung des Immissionsschutzes werden 

Emissionskontingente für Tag- und Nachtzeiten im Bebauungsplan festgesetzt. 
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Zur Gewährleistung ausreichender Flexibilität bei späteren Genehmigungsverfahren sind Umvertei-

lungen flächenbezogener Schall-Leistungspegel zulässig, sofern der Gesamt-Immissionswert nicht 

überschritten wird. Ein Vorhaben gilt zudem als schalltechnisch verträglich, wenn die Immissions-

richtwerte der TA Lärm um mindestens 15 dB(A) unterschritten werden. Abweichungen können im 

Einzelnachweis zugelassen werden. Ebenso können im Rahmen eines schalltechnischen Nachweises 

nach DIN 4109 abweichende maßgebliche Außenlärmpegel angesetzt werden, sofern diese nachvoll-

ziehbar nachgewiesen werden. 

Die Untersuchung des Verkehrslärms zeigt infolge der Planung lediglich geringe Pegelerhöhungen. Im 

Bereich bestehender Wohnbebauung ist nachts mit einer moderaten, nicht messbaren Zunahme von 

etwa 0,4–0,5 dB(A) zu rechnen; innerhalb der gewerblichen Bauflächen beträgt die Erhöhung rund 1 

dB(A) und ist als nicht wesentlich zu bewerten. 

9. Umweltbericht 

- siehe gesondertes Dokument - 

10. Flächen und Kosten 

10.1. Flächen 

Das Plangebiet hat eine Größe von ca. 23,75 ha, davon werden  

 12,26 als gewerbliche Baufläche,           

 8,87 ha als Sondergebiet Photovoltaik, 

2,62 ha als Maßnahmenflächen dargestellt.  

10.2. Kosten 

Die durch die Änderung des Flächennutzungsplans entstehenden Kosten trägt die Entwicklungsgesell-

schaft der Samtgemeinde Gellersen mbH. Die Kosten sollen durch den Verkauf der Grundstücke ge-

deckt werden.  

 

 

................................    ............................................................ 

Reppenstedt, den     Samtgemeindebürgermeister 


